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Executive Summary 
 
� Der Vorschlag zur Erdbebenversicherung als Eventualverbindlichkeit berücksichtigt keine Transaktionskos-

ten. Dadurch bleiben 25 % der tatsächlichen Kosten ausser Ansatz. 

 

 Die Konsequenzen sind: 1) Entweder muss der Steuerzahler im Schadenfall für Kosten in Milliardenhöhe 

aufkommen. Dies führt zu einem Vermögenstransfer von Nicht-Liegenschaftseigentümern zu Eigentümern 

von Gebäuden. 2) Oder es stehen tatsächlich rund 25 % weniger Mittel zur Verfügung (ca. CHF 16,5 Mrd. 

statt CHF 22 Mrd.). 3) Alternativ ergibt sich eine Erhöhung der Abgabe um rund 25 % (von 0,7 % der 

Versicherungssumme auf ca. 0,859 %). 

 

� Die Abgabe ist steuerähnlich. Leider dient sie weder dem sozialen Ausgleich noch nutzt sie die globalen 

Diversifikationsmöglichkeiten einer Versicherungslösung. 

 

� Der Vorschlag zur Erdbebenversicherung als Eventualverbindlichkeit sieht eine Abgabe im Schadenfall vor. 

Sie wirkt damit krisenverstärkend und verschärft eine ohnehin angespannte wirtschaftliche Situation in 

einem solchen Schadenszenario. 

 

� Sowohl das Eintreiben der Mittel als auch die praktische Umsetzung des Schadenmanagements sind frag-

würdig. Es existiert weder das hierfür notwendige Personal, noch wird dargestellt, wie die notwendige 

Infrastruktur aufgebaut und finanziert werden soll. 

 

� Das Vorliegen des Versicherungsfalls „Schaden durch Erdbeben” ist in dem angesprochenen Vorschlag 

nicht objektiviert und damit politischen Erwägungen ausgesetzt. Diese mangelnde Rechtssicherheit schmä-

lert das gesellschaftliche Vertrauen in eine solche Absicherung. 

 

� Staatliches Risikomanagement kann dann angezeigt sein, wenn ein Marktversagen durch Adverse Selektion 

entsteht oder externe Effekte existieren, die ohne öffentliche Intervention nicht internalisiert werden kön-

nen. Im vorliegenden Fall liegen solche Gegebenheiten nicht vor. Das Konzept verdrängt somit effizientere 

privatwirtschaftliche Lösungen, die den Deckungsumfang in der angestrebten Höhe von CHF 22 Mrd. 

problemlos leisten könnten. 
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1 Überblick 
 

In der Botschaft zum Bundesbeschluss über die «Einführung einer Kompetenz des Bundes im Bereich der Fi-

nanzierung der Behebung von Gebäudeschäden bei Erdbeben» wird ein konkreter Vorschlag für eine staatlich 

organisierte Versicherungsdeckung präsentiert, der im Folgenden einer kritischen Betrachtung unterzogen wer-

den soll. 

 

Wesentliche Kennzeichen dieser Deckung sind: 

 

� Die Leistungen für Erdbebenschäden sind in der Höhe gesamthaft auf rund 22 Mrd. CHF beschränkt. 

Dieser Eckwert basiert auf einer Schätzung des Erwartungsschadens, der sich bei einem angenommenen 

Erdbebenschaden in der Schweiz bei einer Wiederkehrperiode von 500 Jahren ergibt (vgl. Botschaft zum 

Bundesbeschluss (2024), S. 16 f.).  

 

� Der Abgabe0F

1 zur Finanzierung dieser Maximalleistung wird im Schadenfall Ex-post erhoben und beträgt 

grundsätzlich 0,7 % der Versicherungssumme von Liegenschaften im privaten Eigentum (vgl. Botschaft zum 

Bundesbeschluss (2024), S. 17 f.). 
 

� Da sich das Erdbebenrisiko nicht in der Versicherungssumme widerspiegelt, ist die Ex-post erhobene Ab-

gabe nicht risikogerecht. In der Privatversicherung orientiert sich die Prämienbemessung nicht nur an der 

Versicherungssumme, sondern insbesondere auch an Eintrittswahrscheinlichkeiten und Schadenhöhenver-

teilungen.    

 

� Die Ex-post-Abgabe ist vollständig von den privaten Liegenschaftseigentümern (und damit nicht von den 

Fremdkapitalgebern) aufzubringen. 
 

� Unter die betrachtete Deckung sollen «Schäden eines natürlichen Erdbebens sowie unmittelbare Folge-

schäden wie Feuer oder Flutwellen» fallen (Botschaft zum Bundesbeschluss (2024) S. 20).  

 

� Zudem sollen die Anwendungsbereiche dieser Nachfinanzierung, die zeitliche Erfassung beim Auftreten 

mehrerer Schadenereignisse sowie ein Selbstbehalt der Gebäudeeigentümer definiert werden (Botschaft 

zum Bundesbeschluss (2024) S. 20 f.). 

 

 
 
 
 
1  Da es sich nicht um eine eigentliche Versicherungslösung handelt (siehe Kapitel 2), vermeiden wir im Folgenden die 

Begriffe «Prämien» oder «Versicherungsbeiträge» im Kontext dieses Vorschlags.  
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� Überlegungen zur Organisation einer solchen Nachfinanzierung finden sich aktuell in der erwähnten Bot-

schaft nur in ersten Ansätzen.  
 

� Die Botschaft geht davon aus, dass die Ex-post eingeforderten Abgaben ohne Delkredererisiko vollständig 

zur Finanzierung von Schäden herangezogen werden können. 

 

� Vor allem die entstehenden Transaktionskosten – beispielsweise im Kontext der Bereitstellung und Un-

terhaltung eines funktionsfähigen Schadenmanagements – bleiben ausser Ansatz.  

 

Vor allem der zuletzt genannte Punkt soll im Rahmen dieser Studie diskutiert werden.  

 

Entweder bedeutet die Nichtbetrachtung der Transaktionskosten, dass es a) solche Kosten in nennenswertem 

Umfang nicht gibt, oder b) es wird implizit davon ausgegangen, dass diese Kosten von anderen getragen werden 

sollten. 

 

Die These a) ist nicht aufrechtzuerhalten, wenn man bedenkt, dass Transaktionskosten im kompetitiven privaten 

Schadenversicherungsmarkt rund 30% der Prämien betragen.1F

2 Auch Position b) ist sehr kritisch zu betrachten, 

da solche Kosten u. E. nicht dem Steuerzahler – und damit insbesondere Nicht-Liegenschaftseigentümern – 

alloziert werden dürfen. 

   

    

2 Grundsätzliche Problembereiche der Botschaft zur «Erdbebenver-
sicherung»  
   

Krisenverstärkende Wirkung 

 

Das Konzept sieht vor, dass die Abgaben dann bezahlt werden, wenn ein Grossschaden durch ein Erdbeben 

eingetreten ist. Ein solches Ereignis betrifft nicht nur direkt einzelne Eigentümer von Liegenschaften, die einen 

Schaden erlitten haben, sondern kann sich auch erheblich auf die Vermögenssituation der gesamten Volkswirt-

schaft auswirken und somit alle Bürger treffen, die über Vermögenswerte, Rentenansprüche oder ein 

 
 
 
 
2  Für das Jahr 2024 werden z. B. als Verwaltungskosten (gesamt) für die EU-Schaden-/Unfallversicherer ein Wert von 

27.9 % der verdienten Nettoprämie genannt (vgl. EIOPA insurance statistics).  
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Arbeitseinkommen verfügen.2F

3 Insbesondere kann die Ex-post-Abgabe nicht für andere Investitions- oder Kon-

sumzwecke genutzt werden, die einer Volkswirtschaft in einer solchen Krisensituation helfen würden. Gerade 

aus dieser Perspektive entstehen bei einer geringeren jährlichen Ex-ante-Prämie (statt einer kumulierten Ex-

post-Abgabe) Nachteile. Die krisenverstärkende Wirkung ist evident. 

 

Hiermit verbunden ist ein Delkredererisiko gegenüber den privaten Gebäudeeigentümern, welches gerade bei 

einem umfassenden Schadenereignis mit Wechselwirkungen auf andere Vermögenswerte in der Volkswirtschaft 

ausgeprägt sein dürfte. Der Vorschlag, eine Grundschuld in Höhe der Versicherungsabgabe auf Liegenschaften 

einzutragen (Botschaft zum Bundesbeschluss 2024, S. 6 und 7), erzeugt nicht nur Transaktionskosten, sondern 

greift auch deutlich zu kurz. Wenn Eigentümer die Abgaben nicht leisten können, ist eine Umwandlung der 

Grundschuld in Zahlungsmittel zur Finanzierung von Reparaturen kaum kurzfristig zu realisieren. Der Staat 

müsste die Mittel für Reparaturen somit vorfinanzieren und käme damit in einem kaum abschätzbaren Umfang 

in die Position eines Gläubigers gegenüber Liegenschaftseigentümern mit beschädigten Häusern.3F

4  

 

Geringer Deckungsumfang  

 

Zu kritisieren ist, dass die maximale Leistung dieser Deckung – insbesondere bezogen auf die gesamte Versiche-

rungssumme der privaten Liegenschaften – relativ gering ist (rund 22 Mrd. CHF). Da nur Gebäudeschäden 

integriert sind und Hausrat, Geschäftsinventar sowie Vermögensschäden nicht unter diese Police fallen, kann es 

im Schadensfall schnell zu erheblichen Unterdeckungen kommen.4F

5 Die maximale Deckung von ca. 22 Mrd. CHF 

wäre zudem auch durch den globalen (Rück-)Versicherungsmarkt und insbesondere über den Elementarscha-

denpool leistbar.5F

6 Daher stellt sich die Frage, warum man dieses bestehende Instrument nicht für die in Rede 

stehende Deckung nutzen wollte.  Des Weiteren reduziert sich die Entschädigung für den Gebäudeeigentümer 

durch die Nachforderung der Abgabe und eines erheblichen Selbstbehaltes von 5% der Versicherungssumme. 

 

 
 
 
 
3  Dies ist beispielsweise vor dem Hintergrund zu sehen, dass aktuell rund 40 % der Schweizer Bürger steuerfinanzierte 

Zahlungen erhalten, um die Krankenversicherungsprämien leisten zu können.  
4  Als Alternativen ergibt sich nur die Vorfinanzierung durch Dritte (unter Abtretung der Grundschuld) oder die Ver-

zögerung der Reparaturen bis zu demjenigen Zeitpunkt, bei denen die Eigentümer die Abgabe geleistet haben.   
5  In der Botschaft zum Bundesbeschluss (2024) wird auf S. 18 ausgeführt, dass die Versicherungssumme der privaten 

Liegenschaften in der Schweiz (ohne Gebäude mit einer Versicherungssumme von mehr als 25 Mio. Fr.) Anfang 2023 

CHF 3115 Milliarden betrug (≈ 0.7 % ⋅ CHF 22 Mrd.). In welcher Relation hierzu erwartete Hausrat-, Betriebsunter-

brechungs- sowie Mietausfallschäden stehen und in welchem Umfang diese aktuell durch private Versicherungen ab-

gedeckt sind, bedarf einer eigenen Untersuchung. 
6  Wir werden diesen Aspekt im letzten Kapitel des Beitrags nochmal aufnehmen. 
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Unzureichende Diversifikation  

 

Aus Diversifikations- und Wettbewerbsgründen ist es wichtig, verschiedene Risikoträger aus dem In- und Aus-

land zur Versicherung von Grossrisiken heranzuziehen. Vor allem internationale Rückversicherer können und 

möchten diese Art der Risiken global diversifizieren. Von diesen Diversifikationseffekten profitieren die Versi-

cherungsnehmer in Form niedrigerer Prämien.6F

7  

 

In dem betrachteten Fall erfolgt das Risikopooling ausschliesslich über die Gruppe der privaten Hauseigentümer 

in der Schweiz. Deren Diversifikationsmöglichkeiten sind gering, wodurch sich die Ausfallrisiken innerhalb der 

Schweiz erhöhen. In der Gesamtheit führt diese Vorgehensweise zu einem Klumpenrisiko. Zudem werden die 

derzeit privat versicherten Hauseigentümer (entsprechen rund 20 % der Gebäudeversicherungssumme in der 

Schweiz) ihre Policen in der bisherigen Form kündigen. Insgesamt bleibt unverständlich, warum nur die lokale 

Diversifizierbarkeit innerhalb der Gruppe der Liegenschaftseigentümer in der Schweiz genutzt werden soll und 

globale Risikostreuungsmöglichkeiten ausser Acht gelassen werden. Wie beschrieben, führt die eingeschränkte 

Nutzung aller Diversifikationsmöglichkeiten zu Mehrkosten bei den Gebäudeeigentümern.     

 

Vermögenstransfer statt Versicherungsprinzip 

 

Ein wesentliches Problem resultiert u. E. daraus, dass sich der in Rede stehende Vorschlag Elemente einer Steuer 

und einer Versicherung bedient, ohne konsequent einem dieser tradierten Konzepte zu folgen. Auf den ersten 

Blick scheint der Vorschlag einer Steuer im Falle zusätzlicher Staatsausgaben bei einem Erdbeben zu entsprechen. 

Steuern haben jedoch vor allem die Funktion, für einen sozialen Ausgleich innerhalb der Gesellschaft zu sorgen. 

Da aber Nicht-Liegenschaftseigentümer in dem in Rede stehenden Vorschlag nicht zur Finanzierung von Schä-

den von Gebäude-Eigentümern herangezogen werden sollen7F

8, erfolgt der Vermögenstransfer innerhalb der 

Gruppe der Eigentümer.8F

9 Dieser Vermögenstransfer folgt jedoch nicht dem Prinzip des sozialen Ausgleichs, da 

 
 
 
 
7  Vgl. Schmeiser, H. / Orozco-Garcia, C. (2021): The Merits of Pooling Claims: Mutuals vs. Stock Insurers, Insurance: 

Mathematics and Economics, Vol. 99, S. 92-104. 
8  Wie wir später ausführen werden, gehen wir trotz der Ausführungen in der Botschaft zum Bundesbeschluss (2024) 

davon aus, dass es bei der Umsetzung dieses Konzepts tatsächlich zu einem Transfer zulasten der Nicht-Liegenschafts-

eigentümer und zugunsten der Gebäudeeigentümer kommen wird. 
9  Bei risikogerechten Prämien entsteht in der Ex-ante-Perspektive kein Vermögenstransfer zwischen den Versicherten. 

Ein Vermögenstransfer ergibt sich – als Zufallsprozess – nur in der Ex-post-Perspektive, also am Ende der Versiche-

rungsperiode.   
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«High-risk»-Eigentümer von «Low-risk»-Eigentümer subventioniert werden – unabhängig von ihren Einkom-

mens- und Vermögensverhältnissen.  

 

Der in der Botschaft gemachte Vorschlag zur Finanzierung von Erdbebenschäden nutzt das den Versicherungen 

zugrunde liegende Prinzip des Ausgleichs im Kollektiv und in der Zeit. Die Prämienbemessung bei privaten 

Versicherungen ist allerdings risikoorientiert, um einen Vermögenstransfer zwischen den Versicherungsnehmern 

zu unterbinden und Probleme der asymmetrischen Information9F

10 möglichst gering zu halten. 

 

Es kann jedoch Gründe geben, von einer risikoorientierten Prämienkalkulation Abstand zu nehmen. Zum einen 

sind beispielsweise Praktikabilitätserwägungen zu nennen (vgl. hierzu die Elementarschadenversicherung in der 

Schweiz), zum anderen können Motive des sozialen Ausgleichs im Vordergrund stehen (gesellschaftliche Solida-

rität), wie sie in der Sozialversicherung vorliegen. Wie oben ausgeführt, ist der Vermögenstransfer innerhalb der 

Gruppe der Gebäudeeigentümer nicht mit einem sozialen Ausgleich begründbar. Ob Praktikabilitäts- oder an-

dere Erwägungen im gemachten Vorschlag eine Rolle spielen, wird in der Botschaft nicht ausgeführt. 

 

Aufgrund des begrenzten Deckungsumfangs (siehe oben) ist fraglich, ob bei Umsetzung des Vorschlags ein 

Vermögenstransfer ausschliesslich innerhalb der Gruppe der Gebäudeeigentümer stattfinden wird. Im Falle eines 

grossen Erdbebens ist vielmehr davon auszugehen, dass auch der Steuerzahler und somit vor allem Nicht-

Eigentümer von Liegenschaften für Schäden der Eigentümer oberhalb der maximalen Deckungssumme aufkom-

men müssen. Eine solche Vorgehensweise würde falsche Anreize setzen und ist sozialpolitisch nicht vertretbar. 

 

Im Weiteren suggeriert die Botschaft einen Vorteil für die Gebäudeeigentümer, der aus der Ex-post-Zahlung 

resultieren soll. So wird beispielsweise auf den S. 7 f. ausgeführt: „Ein Hauptargument gegen eine obligatorische 

Versicherung waren die anfallenden Prämienzahlungen, die womöglich über Jahrzehnte geleistet werden müss-

ten, ohne dass es zu einem Schadenereignis kommt und der Versicherungsfall eintritt.“ Auf S. 8 findet sich eine 

ähnliche Aussage: „Im Unterschied zur Versicherungslösung mit Prämienzahlung bietet dieser Ansatz den Vorteil, 

dass nur im Schadensfall Zahlungen anfallen.” Dies ist unzutreffend. Zahlreiche Literaturbeiträge zeigen, dass die 

 
 
 
 
10  In diesem Kontext ist unter asymmetrischer Information zu verstehen, dass eine Partei (Versicherungsnehmer oder 

Versicherungsunternehmen) über bessere Kenntnisse verfügt als die andere. Unter dem Bereich der Adverse Selektion 

ist insbesondere zu verstehen, dass Versicherungsnehmer, die Kenntnis über ihre hohe Risikoexponiertheit haben, 

besonders an einem Versicherungsschutz interessiert sind (der Versicherer besitzt diese Information bei Vorliegen 

Adverser Selektion nicht im gleichen Masse). Moralisches Risiko bezeichnet eine Verhaltensänderung einer Vertrags-

partei nach Abschluss des Versicherungsvertrags. Dabei ist zwischen Ex-ante moralischem Risiko (z. B. Unterlassen 

von Präventionsmassnahmen) und Ex-post moralischem Risiko (z. B. Versicherungsbetrug durch illegale Vergrösserung 

der Entschädigungsleistung) zu unterscheiden. 
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Vorteile des Risikoausgleichs – gemessen am Nutzenzuwachs für risikoaverse Versicherungsnehmer – ceteris 

paribus nicht durch die Prämienzahlungsweise beeinflusst werden.10F

11 Zudem zeigt eine aktuelle Befragung von 

Somoto, dass die Mehrheit eine Elementarschadenversicherung mit regelmässigen Ex-ante Prämienzahlungen 

dem Konzept einer Eventualverbindlichkeit vorzieht.11F

12 

 

Moralisches Risiko 

 

Im betrachteten Vorschlag wird die Ex-post-Abgabe ausschliesslich durch die Versicherungssumme bestimmt. 

Damit orientieren sich die Prämien nicht direkt am versicherten Risiko. Nicht risikogerechte Prämien können 

Probleme der asymmetrischen Informationen verschärfen. Hierzu zählen Adverse Selektion und Moralisches 

Risiko. Adverse Selektion tritt bei der vorgesehenen obligatorischen Deckung zwar grundsätzlich nicht ein, es 

kommt jedoch zu einem Vermögenstransfer, der nicht Teil des Versicherungsprinzips ist. Moralisches Risiko ist 

im betrachteten Kontext jedoch bedeutsam. Konkret bestehen bei Einführung dieses Obligatoriums z. B. wenige 

Anreize zur Schadenprävention. Die Einhaltung gesetzlicher Regelungen bei der Erstellung und Unterhaltung von 

Gebäuden ist dabei nicht ausreichend. Zudem muss davon ausgegangen werden, dass bestehende private Ver-

sicherungsdeckungen gegen Erdbeben nach Einführung des Vorschlags des Bundes nicht mehr aufrechterhalten 

werden. Die vorgesehenen Selbstbehalte (vgl. Botschaft zum Bundesbeschluss (2024), S. 22) sind – wie aus der 

obligatorischen Elementarschadenversicherung in der Schweiz bekannt – jedoch geeignet, das Moralische Risiko 

deutlich zu reduzieren.   

 

Schadenmanagement und Initialisierung der tatsächlichen Kosten  

 

Aus Kundensicht ist für Versicherungen ein effizientes und rechtssicheres Schadenmanagement von zentraler 

Bedeutung. Das abstrakte Zahlungsversprechen eines Versicherungsvertrags setzt voraus, dass Entschädigungs-

zahlungen schnell und anhand objektiver Kriterien erfolgen. Hierzu ist eine bestehende Infrastruktur erforderlich 

– sowohl vor als auch im Schadenfall. Der bestehende Vorschlag lässt in weiten Teilen offen, wie die in Rede 

stehenden Tätigkeiten organisiert und finanziert werden. Zur Beurteilung, ob dieses Konzept tragfähig ist, ist die 

Beantwortung dieser Fragen zentral. Dies ist auch vor dem Hintergrund zu sehen, dass man sich im Schadenfall 

 
 
 
 
11  Vgl. hierzu Albrecht, P. / Huggenberger, H. (2017): The Fundamental Theorem of Mutual Insurance, Insurance: Math-

ematics and Economics, Vol. 75, S. 180-188; Albrecht, P. / Huggenberger, H. (2022): Risk Pooling and Solvency Regu-

lation: A Policyholder’s Perspective, Journal of Risk and Insurance, Vol. 89, S. 907-950;  Schmeiser, H. / Orozco-Garcia, 

C. (2021): The Merits of Pooling Claims: Mutuals vs. Stock Insurers, Insurance: Mathematics and Economics, Vol. 99, 

S. 92-104 und die dort angegebenen Primärquellen. 
12  Vgl. Sotomo (2025, Hrsg).: Elementarschadenversicherung in der Schweiz, Studienbericht Feb. 2025. 

https://www.alexandria.unisg.ch/entities/publication/6d31ddac-2b5b-4062-8185-4db495e17065/details
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nicht einfach dem Schadenmanagement der privaten Assekuranz bedienen kann. Dabei geht es nicht nur um 

die Bezahlung solcher Dienstleistungen, sondern es ist zu erwarten, dass die privaten Versicherer bei einem 

Erdbeben in der Schweiz diesbezüglich an ihre Kapazitätsgrenzen kommen werden und ohne vorherige detail-

lierte Planung einschliesslich tragfähiger Rahmenverträge keine solchen Leistungen bereitstellen können. 

 

Ein Versicherungsprodukt ist zu einem erheblichen Teil eine Dienstleistung und nicht nur ein reiner Risikotrans-

fer. Diese Dienstleistungen – von der Beratung bis zur rechtlichen Prüfung von Ansprüchen und dem Schaden-

management – besitzen einen Marktpreis, der in vielen Versicherungsbranchen einem Drittel der Prämien be-

trägt. Nach unserem Dafürhalten ist es ausgeschlossen, dass diese Kosten in nennenswert niedrigerer Form in 

dem in Rede stehenden Vorschlag anfallen. 

 

Die Tatsache, dass solche Kosten und deren Finanzierung in der Botschaft nur rudimentär angesprochen werden 

(vgl. S. 23 und 24 der Botschaft zum Bundesbeschluss 2024), deutet auf einen weiteren Vermögenstransfer 

zulasten der Steuerzahler hin. Werden alle eingenommenen Abgaben zur Finanzierung des Maximalschadens 

herangezogen, müssen sämtliche Transaktionskosten durch die Steuerzahler oder durch Staatsschulden, die von 

den nachfolgenden Generationen von Steuerzahlern bezahlt werden müssen, gedeckt sein. Problematisch dabei 

ist, dass in diesem Fall auch Nicht-Liegenschaftseigentümer an den Schäden von Gebäudeeigentümern beteiligt 

werden. 

 

In der Botschaft zum Bundesbeschluss 2024 wird ein Prozess für ein Schadenmanagement im Kontext eines 

Erdbebens in der Schweiz skizziert, um eine Aufgaben- und Rollenteilung «zwischen dem Bund, den Kantonen, 

der Schadenorganisation Erdbeben (SOE)12F

13 und dem SED13F

14 sowie die Rollenteilung innerhalb des Bundes (z. B. 

zwischen Bundesrat und Krisenstab des Bundes) zu regeln» (Botschaft zum Bundesbeschluss 2024, S. 23). In-

wieweit die genannten Institutionen in der Lage sind, einen effizienten Schadenmanagementprozess zu gewähr-

leisten, kann von uns nicht beurteilt werden. Bedeutsam erscheint uns jedoch, dass die Kosten für die Bereit-

stellung dieser Kapazitäten im Kontext von versicherten Gebäudeerdbebenschäden internalisiert werden sollten, 

um Vermögenstransfers zugunsten von Liegenschaftseigentümern zu verhindern. Diese Kosten sind Teil der hier 

diskutierten Transaktionskosten und müssen von den Versicherten getragen werden. 

 

 
 
 
 
13  Die Schadenorganisation Erdbeben (SOE) unterstützt «die Bevölkerung und die Kantone nach einem Erdbeben bei 

der Schadensbewältigung und beim Wiederaufbau» (www.soe-ods.ch). Laut Homepage wird die SOE primär «finan-

ziert durch die 26 Kantone, das Fürstentum Liechtenstein, die kantonalen Gebäudeversicherungen und Privatversiche-

rungen». 
14  Die Abkürzung SED steht für den Schweizerische Erdbebendienst. 
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Zudem ist kritisch anzumerken, dass die Nichtberücksichtigung aller relevanten Transaktionskosten die tatsäch-

lichen Belastungen für die interessierte Öffentlichkeit intransparent macht. Besonders abwegig erscheint uns 

dabei der Vergleich mit Versicherungsangeboten der Assekuranz (vgl. Botschaft zum Bundesbeschluss (2024), 

S. 27), durch den Preisvorteile zugunsten des beschriebenen Konzepts abgeleitet werden sollen.  

 

 

3 Tatsächliche Kosten des aktuellen Vorschlags zur Erdbebenver-      
sicherung   
 

Welche Transaktionskosten sind relevant?  

 

Grundsätzlich lassen sich die folgenden Transaktionskosten im Versicherungssektor unterscheiden: 

 

� Allgemeine Verwaltungskosten (zur Herstellung rechtssicherer Ansprüche);  

 

� Beratungskosten und Provisionierungen;  

 

� Schadenbearbeitungskosten (inkl. der Kosten für die Bereitstellung der Ressourcen auch ohne Schadener-

eignis); 

 

� Weitere Transaktionskosten (wie z. B. Kosten bei rechtlichen Auseinandersetzungen, Steuern und Inkas-

sokosten). 

 

Zu erwähnen ist, dass Schadenbearbeitungskosten zufallsabhängig sind und in Handelsbilanzen häufig den Scha-

denkosten zugeordnet werden, obwohl sie nicht Teil der Entschädigungsleistungen sind.  

 

Im betrachteten Vorschlag der Elementarschadenversicherung als Eventualverbindlichkeit kommen auch grund-

sätzliche Installationskosten zur rechtssicheren Implementierung von Ansprüchen Geschädigter sowie Kosten 

des politischen Prozesses hinzu, der bereits im Gange ist. 
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Anzumerken gilt zudem, dass die Kosten der Risikotragung – in Versicherungsgesellschaften sind dies vor allem 

die sogenannten Eigenkapitalkosten14F

15 – nicht Teil der oben aufgeführten Transaktionskostendefinition sind. Im 

Falle der hier betrachteten Erdbebenversicherung als Eventualverbindlichkeit entstehen ebenfalls Kapitalkosten 

für die Bürger, die aus dem Risiko der nicht vollständigen Einforderung der Abgabe resultieren. 

 

Wer trägt diese Transaktionskosten im Vorschlag des Bundes? 

 

Diese Frage kann nicht klar beantwortet werden, da die Botschaft zum Bundesbeschluss (2024) sich hierzu nicht 

auslässt. Wie oben ausgeführt ist die Annahme, es entstünden keine Transaktionskosten, keinesfalls aufrechtzu-

erhalten. Insofern existieren u. E. nur drei Möglichkeiten:    

 

� Die Abgabe muss um die Transaktionskosten angehoben werden, ist also deutlich höher als die postulier-

ten 0,7 % der Versicherungssumme von Liegenschaften im privaten Eigentum.  

 

� Da Transaktionskosten zu decken sind, ist die maximal leistbare Entschädigungszahlungen deutlich tiefer 

als die oben genannten rund 22 Mrd. CHF. 

 

� Die Transaktionskosten müssen von den aktuellen oder zukünftigen Steuerzahlern getragen werden. 

 

Alle Lösungen erscheinen wenig befriedigend. Zunächst bedarf es in jedem Fall einer Transparenz zu allen ent-

stehenden Kosten, um tragfähige Entscheidungen treffen zu können.       

 

Der zuletzt genannte Punkt ist aus unserer Sicht besonders kritisch zu beurteilen, da neben der erwähnten 

Intransparenz auch eine Belastung für Nicht-Liegenschaftseigentümer entsteht. Insofern läge ein Vermögens-

transfer zugunsten von Gebäudeeigentümern vor, der sozialpolitisch nicht zu rechtfertigen ist. 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
15  Die Eigenkapitalkosten stellen die Opportunitätskosten des im Risiko stehenden Eigenkapitals dar, das durch hohe 

Schäden teilweise oder vollständig aufgebraucht werden kann. Diese Kosten entstehen unabhängig von der rechtlichen 

Organisationsform des Versicherers. 
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Transaktionskosten im schweizerischen Schadenversicherungssektor 

 

Der Schweizer Versicherungsmarkt ist kompetitiv, weshalb alle Anbieter aus Wettbewerbsgründen Anreize 

haben, die Transaktionskosten15F

16 niedrig zu halten. Diese hängen unter anderem vom Versicherungsportfolio 

und dem Servicestandard des Versicherers ab. Im Folgenden wollen wir kurz auf die ausgewiesenen Kostensätze 

von vier Versicherungsunternehmen (Helvetia, Vaudoise, Baloise und Mobiliar) im Schweizer Markt hinweisen. 

Diese beziehen sich auf das gesamte Schadenversicherungsgeschäft in der Schweiz, da eine Allokation auf ein-

zelne Versicherungssparten in den Geschäftsberichten nicht vorgenommen wird. Die Kostensätze liegen dabei 

zwischen 23 % und 28 % der verdienten Prämie für eigene Rechnung. Zu berücksichtigen ist allerdings, dass sich 

die zugrundeliegenden Rechnungslegungsstandards (IFRS bzw. Obligationenrecht) unterscheiden und Schaden-

bearbeitungskosten in der Regel den Schadenaufwendungen zugerechnet werden, obwohl es sich dabei um 

Transaktionskosten handelt (siehe oben). 

 

In Bezug auf die obige Einteilung der Transaktionskosten in vier Gruppen lässt sich festhalten, dass die allgemei-

nen Verwaltungskosten im Schadenversicherungsbereich in der Schweiz je nach Branche und Versicherer zwi-

schen 8 % und 15 % liegen. Die Schadenbearbeitungskosten bewegen sich in einer Grössenordnung von 2 % 

bis 6 % der verdienten Prämie für eigene Rechnung.16F

17 

 

Transaktionskosten im der schweizerischen Elementarschadenversicherung 

 

Abschätzung der tatsächlichen Transaktionskosten in der obligatorischen Elementarschadenversicherung 

 

Für die Abschätzung der Transaktionskosten im Kontext einer Erdbebenversicherung auf Basis des allgemeinen 

Schadenversicherungssektors in der Schweiz erscheint uns eine Annäherung dieser Kosten über die obligatori-

sche Elementarschadenversicherung (ES) besser, da deren Schäden in der Schweiz zum grössten Teil in einem 

Versicherungspool diversifiziert werden.17F

18 An der Begleichung dieser Elementarschäden sind sowohl zeichnende 

Erstversicherer als auch Rückversicherungsunternehmen aus dem In- und Ausland beteiligt. Da dieser Schaden-

typus mit Erdbebenschäden grundsätzlich gut vergleichbar ist, sollten die dabei entstehenden Transaktionskosten 

 
 
 
 
16  Im Kontext des externen Rechnungswesens müssten am konsequenterweise von Aufwendungen und nicht von Kos-

ten sprechen. Wir verwenden aber im Folgenden den Ausdruck (Transaktions-)kosten, da dieser Terminus – ähnlich 

wie Kostensätze – gebräuchlicher ist.  
17  Hierbei handelt es sich um allgemeine Einschätzung von Branchenkennern. Diese Daten werden nicht in den Handels-

bilanzen publiziert. 
18  Zu den Rechtsgrundlagen des ES-Obligatoriums vgl. Art. 33 VAG und Art. 171 ff. AVO. 
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in Bezug auf Beratung, Verwaltung und Schadenregulierung (in relativen Grössen gemessen) ebenfalls kompatibel 

sein. 

 

Im Rahmen der Neufestsetzung der Prämien der obligatorischen ES durch die FINMA im Jahr 2022 wurde 

unter anderem auch die Frage der Betriebskosten für die drei versicherten „Solidaritäten” – Gebäude, Hausrat 

– erörtert. Übrige Fahrhabe – diskutiert. Hierzu wurden die Kalkulationsgrundlagen von drei führenden Versi-

cherern, die Mitglieder des Schweizerischen Versicherungsverbands (SVV) sind, angefragt. Die Versicherer dif-

ferenzieren dabei keine Transaktionskosten innerhalb der drei genannten Solidaritäten.  Eine Abschätzung durch 

die Verantwortlichen in den Unternehmen ergab für die ES von Gebäuden Transaktionskosten zwischen 30,0 

% und 39,4 %. Die Kostensätze werden stark von den Beratungskosten und Provisionierungen bestimmt, die 

mindestens 15% betragen. Die Schadenbearbeitungs- und allgemeinen Verwaltungskosten unterscheiden sich in 

den verschiedenen Gesellschaften nur in geringem Umfang. 

 

Die FINMA hat seit 2017 Anforderungen für die Erfassung der Daten von Feuer- und ES-Versicherungen durch 

den „Bericht über die Finanzlage: Quantitative Vorlage ‚Unternehmenserfolg Solo NK‘“ definiert. Dabei sollte 

grundsätzlich ein separater Ausweis für Feuer- und ES-Versicherungen18F

19 erfolgen (vgl. hierzu die auf der Home-

page der FINMA verfügbare Dokumentenvorlage). Als Externer sind diese Daten in der Regel einsehbar. Aller-

dings dürfen die Versicherer nach unserem Wissen ihre bisherige interne Zuordnung und damit die Definition 

der betriebenen Branchen beibehalten. Deshalb weicht der faktische Ausweis vom Schema der FINMA ab. Als 

Beispiel sei die Baloise Schweiz für die Geschäftsjahre 2023 und 2024 angeführt, die die Rubrik „Feuer, ES, 

Sachschaden” ausweist: 

 

 
 
 
 
19  Die Gebäudefeuerversicherung und die obligatorische Elementarschadenversicherung stellen in der Schweiz ein ge-

koppeltes Produkt dar.  
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Diese Zahlen sind nicht leicht zu interpretieren, da der Stellenwert der Sachschadenversicherung im Vergleich 

zu Feuer/ES (bestehend aus Obligatorium und Spezial) für Externe nicht einsehbar ist. Zu berücksichtigen ist 

dabei, dass das Prämienvolumen der übrigen Sachschadenversicherung auf dem Schweizer Markt insgesamt 

grösser ist als die Summe der Feuer- und Elementarschadenversicherung. Für den betrachteten Versicherer sind 

die Verhältnisse der Bereiche Sachversicherung, ES-Obligatorium (inklusive der gekoppelten Feuerversicherung) 

und ES-Spezial als Externer nach unserem Kenntnisstand nicht ersichtlich. 

 

Bildet man die oben angesprochenen Kennziffern für die Baloise Schweiz für das Jahr 2024 (2023), ergeben sich 

die folgenden Kennziffern für den Bereich „Feuer, ES, Sachschaden”:19F

20 

 

 Geschäftsjahr 2024 Geschäftsjahr 2023 

Gesamtkosten-Quote für eigene Rechnung 120,33% 96,9% 

Schadenquote für eigene Rechnung 82,7% 58,4% 

Kostenquote für eigene Rechnung 37,7% 38,5% 

 

Dementsprechend sind die ausgewiesenen Betriebsaufwendungen in diesem Sektor grundsätzlich höher als in 

anderen Versicherungsbranchen der Baloise Schweiz. 

 

Regulatorische Vorgaben zu den Transaktionskosten in der obligatorischen Elementarschadenversicherung 

 

Von den tatsächlichen Transaktionskosten sind diejenigen zu unterscheiden, die im ES-Obligatorium durch die 

FINMA regulatorisch erlaubt werden. Diese sogenannten Verwaltungskostensätze sind die Prozentsätze, die 

Versicherungsgesellschaften, die Elementarschadenversicherungen anbieten, kalkulatorisch als Aufwandsgrösse 

für alle administrativen Belange vom Prämienertrag abziehen können. Bis zum Jahr 2022 lagen diese Verwal-

tungskostensätze bei 32 % für Hausrat und bei 22 % für die übrige Fahrhabe sowie Gebäude. Diese Vorgaben 

beeinflussen auch direkt die Prämien, die als Prozentsatz der Versicherungssumme definiert sind. Im Rahmen 

von Tarifüberprüfungen werden die genannten Kostensätze neu festgelegt.20F

21 Seit 2022 betragen diese kalkula-

torischen Verwaltungskostensätze 32 % (für Hausrat), 22 % (für übrige Fahrhabe) und 17 % (für Gebäude). 

Diese kalkulatorischen Verwaltungskosten basieren nicht auf den tatsächlichen Kosten der Versicherer und auch 

die Differenzierungen zwischen den drei Solidaritäten lassen sich nicht empirisch verifizieren. 

 
 
 
 
20  Die Berechnungsgrundlage bilden die Ertrags- und Aufwandsgrössen aus dem externen Abschluss der Rechtseinheit 

„Non-Life” (es werden also keine internen Kosten- und Leistungsgrössen verwendet). In der Tabelle verwenden wir 

dennoch den Begriff „Kosten”, da dieser als relative Kennziffern gebräuchlich ist. 
21  Vgl. hierzu die Tarifverfügung der FINMA zur ES vom 25. Januar 2022. 
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Ausblick 

 

Zu berücksichtigen gilt, dass auch bei einer obligatorischen Versicherung erhebliche Beratungskosten anfallen, 

selbst wenn Provisionierungen ausgeschlossen werden. Konkret müssen Gebäudeeigentümer zutreffende Infor-

mationen und Beratungen, beispielsweise zur Deckungsart, zum Versicherungsumfang und zu den Selbstbehal-

ten, erhalten. Solche Leistungen können nicht kostenfrei erbracht werden. Es greift daher zu kurz, Kostensätze 

um die Position Abschlusskosten kürzen zu wollen, da diese nicht nur Provisionen erhalten, sondern auch Kosten 

für die Beratung und Informationen zum Produkt entstehen.21F

22 

 

Exkurs: Vergleich Versicherung versus «Erdbebenversicherung als Eventualverbindlichkeit»  

 

Der in der Botschaft zum Bundesbeschluss (2024), S. 27 f. vorgenommene Vergleich der Erbebenversicherung 

als Eventualverbindlichkeit mit einer traditionellen Versicherungslösung, durch den (Preis-)Vorteile zugunsten 

des vorgeschlagenen Konzepts abgeleitet werden sollen, greift deutlich zu kurz. Die Hauptgründe sind: 

 

1. Wie oben beschrieben werden mindestens 25 % der realen Kosten im beschriebenen Vorschlag nicht 

berücksichtigt.  

 

2. Eine Pflichtversicherung unterliegt nicht dem Problem der Adversen Selektion. Die privaten Versicherungs-

gesellschaften müssen hingegen in den Prämien berücksichtigen, dass gerade diejenigen Hauseigentümer, 

die in Regionen mit hohem Erdbebenrisiko wohnen, verstärkt Policen nachfragen. Auch diesem Umstand 

trägt der Vergleich keine Rechnung.  

 

3. Die Deckungsumfänge nach Art und Höhe sowie die Selbstbehalte unterscheiden sich erheblich, weshalb 

der Vergleich auch aus diesem Grund nicht tragfähig ist. 
 

4. Das Konzept „Erdbebenversicherung als Eventualverbindlichkeit” hat keinen Vorschlag unterbreitet, wie 

ein Schadenmanagement organisiert sein soll, das berechtigten Ansprüchen von Gebäudeeigentümern 

 
 
 
 
22  Bezüglich der ES wird seitens des Versicherungsvertriebs argumentiert, dass diese Policen trotz Regulierung in Bezug 

auf den Deckungsumfang, die Abgrenzung zwischen dem ES-Obligatorium und ES-Spezial, die Feststellung der passen-

den Versicherungssumme, Präventionsaspekte usw. gegenüber den Kunden in erheblichem Masse erklärungsbedürftig 

sind. Zudem sollte die Bildung eines Obligatoriums den Versicherungsvertrieb im Vergleich zu einem „offenen” ES-

Markt nicht schlechter stellen oder zu Quersubventionierungen anderer Versicherungsbranchen führen, wenn sich die 

Beratungskosten nicht durch die regulierten ES-Kostensätze decken lassen. 
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zeitnah nachkommt, aber unberechtigten (und insbesondere auch betrügerische) Anträgen erfolgreich 

entgegenwirkt. Hierzu sind erfahrene Personen notwendig, die gut ausgebildet und marktadäquat entlöhnt 

werden müssen. Solche Ressourcen können im Schadenfall nicht ad hoc aufgebaut werden. Die Assekuranz 

hingegen unterhält entsprechendes Fachpersonal und die notwendige Infrastruktur. Unabhängig von der 

Finanzierung dieser Experten stehen sie im Krisenfall grundsätzlich nicht zur Verfügung, da die private 

Versicherungswirtschaft bei einem Erdbebenereignis in der Schweiz selbst massiv in die Regulierung von 

eigenen versicherten Schäden eingebunden ist. 

 

5. Zudem ist das Vorliegen des Versicherungsfalls „Schaden durch Erdbeben” in dem angesprochenen Vor-

schlag nicht objektiviert (beispielsweise durch geophysikalische Indizes), sondern wird seitens der Politik 

festgelegt (vgl. Botschaft zum Bundesbeschluss (2024), S. 23). Diese mangelnde Rechtssicherheit aus Sicht 

der Versicherten sowie der zuvor genannte Punkt sind geeignet, das Vertrauen der Gebäudeeigentümer 

in eine solche Deckung erheblich zu beeinträchtigen.22F

23  

 

6. Zwei Aspekte bleiben unberücksichtigt bzw. werden im Vorschlag zur Erdbebenversicherung als Eventu-

alverbindlichkeit nach unserem Dafürhalten falsch dargestellt.  

 

- Wie in der Versicherungsnachfragetheorie gezeigt, hat die Art der Prämienzahlung keinen Einfluss auf die 

Diversifikation im Versicherungspool und somit auch nicht auf die Vorteilhaftigkeit einer Versicherung für 

den Versicherungsnehmer. 23F

24 Der oben bereits zitierten Aussage auf Seite 8 der Botschaft («Im Unter-

schied zur Versicherungslösung mit Prämienzahlung bietet dieser Ansatz den Vorteil, dass nur im Scha-

densfall Zahlungen anfallen») können wir uns von daher nicht anschliessen. 

 

 In einem kompetitiven Markt, in dem auch unsystematische Risiken preisrelevant sind (z. B. durch Markt-

friktionen), ist eine verbesserte Diversifikation für die Versicherungsnehmer vorteilhaft, da diese mit einer 

Prämienreduktion einhergeht. Daher ist das in Rede stehende Konstrukt im Nachteil, da die Diversifikation 

 
 
 
 
23  Dabei ist nicht ausgeschlossen, dass auch die private Assekuranz ein Reputationsrisiko im Schadenfall erleidet, da Ge-

bäudeeigentümer die Eventualverbindlichkeit als Versicherung interpretierten und deren Zuverlässigkeit und Rechtssi-

cherheit erwarten.  
24  Vgl. hierzu Albrecht, P. / Huggenberger, H. (2017): The Fundamental Theorem of Mutual Insurance, Insurance: Math-

ematics and Economics, Vol. 75, S. 180-188; Albrecht, P. / Huggenberger, H. (2022): Risk Pooling and Solvency Regu-

lation: A Policyholder’s Perspective, Journal of Risk and Insurance, Vol. 89, S. 907-950;  Schmeiser, H. / Orozco-Garcia, 

C. (2021): The Merits of Pooling Claims: Mutuals vs. Stock Insurers, Insurance: Mathematics and Economics, Vol. 99, 

S. 92-104 und die dort angegebenen Primärquellen. 

https://www.alexandria.unisg.ch/entities/publication/6d31ddac-2b5b-4062-8185-4db495e17065/details
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auf die Gebäudeeigentümer in der Schweiz beschränkt wird, statt die Diversifikationsbasis auf mehr Sta-

keholder inner- und ausserhalb der Schweiz zu erweitern. 

 

 

4 Ausblick  
 

Eine Abschätzung auf Basis der bisherigen Daten ergibt:  

 

� Bei einem angenommenen Transaktionskostensatz von 25 % können für Beratungsleistungen 5 % aufge-

wendet werden, da die Kosten für die Schadenbearbeitung mindestens 5% und die allgemeinen Verwal-

tungskosten typischerweise 15 % der verdienten Prämie betragen. Um Entschädigung in Höhe von 22 

Mrd. CHF leisten zu können, fallen Gesamtaufwendungen von rund 27 Mrd. CHF an. Die Abgabe beträgt 

somit mindestens 0,859 % und nicht 0,7 % der Versicherungssumme der versicherten Gebäude.  

 

� Alternativ stehen nach Abzug der Transaktionskosten höchstens 16,5 Mrd. CHF (= 75 % von CHF 22 

Mrd.) für Entschädigungen zur Verfügung. Andernfalls würden im Rahmen eines Vermögenstransfers die 

Steuerzahler (und damit insbesondere auch Nicht-Liegenschaftseigentümer) insbesondere im Schadenfall 

mit den nicht eingerechneten Kosten in Höhe von mindestens 5,5 Mrd. CHF belastet. 

 

Des Weiteren ist festzuhalten: 

 

� Der Vorschlag einer „Erdbebenversicherung als Eventualverbindlichkeit” lässt weitgehend offen, wie ein 

Schadenmanagement organisiert sein soll, das berechtigten Ansprüchen von Gebäudeeigentümern zeitnah 

nachkommt und unberechtigte Anträge erkennt und ablehnt. Hierzu ist erfahrenes Personal notwendig. 

Solche Ressourcen, zu denen auch die notwendige Infrastruktur gehört, können im Schadenfall nicht kurz-

fristig aufgebaut oder angeworben werden. Existieren jedoch bereits Infrastrukturen, wie z. B. die SOE 

(Schadenorganisation Erdbeben), die einen Beitrag zum hier betrachteten Schadenmanagement leisten 

können, sind deren Kosten zu internalisieren und von den Versicherten zu tragen, um Vermögenstransfers 

zugunsten von Liegenschaftseigentümern zu verhindern.    
 

� Zudem wurden im zweiten Kapitel zahlreiche weitere Unzulänglichkeiten des Konzepts aufgezeigt. Diese 

wirken in der Summe krisenverstärkend und bergen aufgrund unzureichender Diversifikation die Gefahr 

von Klumpenrisiken. 

 

� Staatliches Risikomanagement ist in der Regel nur dann sinnvoll, wenn ein Marktversagen, beispielsweise 

aufgrund ausgeprägter Adverser Selektion, vorliegt oder externe Effekte entstehen, die ohne öffentliche 

Intervention nicht internalisiert werden können. Im vorliegenden Fall liegen solche Gegebenheiten u. E. 

nicht vor. 


